
NRW will neue
Adressen im
Internet: .nrw
Christoph Meinerz

Düsseldorf. Im weltweiten In-
ternet soll ab 2010 eine neue
Form lokaler Zuordnung von
Web-Adressen erlaubt wer-
den. Städte und Regionen
können dann mit „Top-Level-
Domains” werben, die nicht
mehr global mit „.de” für
Deutschland enden müssen.
Es sollen auch Kennungen wie
„.nrw”, „.essen” oder „.dort-
mund” möglich werden.

CDU und FDP im Landtag
wollen „zur Stärkung der wirt-
schaftlichen und kulturellen
Eigenheit” von Städten und
Regionen dabei Wegbereiter
sein. Bisher sind von den Ver-
waltern der Web-Namen Ge-
bühren in Höhe von 150 000
Euro pro Einrichtung einer in-
dividuell endenden Domain
geplant. Die Landesregierung
soll nun – privatwirtschaftlich
organisiert – einen Weg fin-
den, damit es für Städte und
Regionen in NRW deutlich
preiswerter wird. Die SPD un-
terstützt das Vorhaben.

Kein Platz für Kinder
Ländermonitor der Bertelsmann-Stiftung stellt den alten Bundesländern bei der Betreuung ein ganz schlechtes Zeugnis aus

Matthias Korfmann

Gütersloh. Jedes dritte west-
deutsche Kind unter drei Jah-
ren soll 2013 einen Betreu-
ungsplatz haben. So steht es im
Kinderförderungsgesetz der
Bundesregierung. Doch Pa-
pier ist offenbar geduldig.
Wenn der Ausbau der Betreu-
ung weiter im Schneckentem-
po voranschreiten sollte, dann
könnte 2013 im Westen nur
jedes fünfte Kleinkind eine

Eintrittskarte in Krippe oder
Kindergartengruppe bekom-
men. Heute ist es übrigens nur
jedes achte.

Die Bertelsmann-Stiftung
zeichnet in ihrem neuen „Län-
dermonitor Frühkindliche Bil-
dungssysteme” ein düsteres
Bild: Es gibt nicht nur zu weni-
ge Einrichtungen für die ganz
Kleinen. Insbesondere in den
im Westen sehr populären ge-
öffneten Kindergartengrup-
pen für Zwei- bis Sechsjährige

gibt es auch zu wenige Betreu-
erinnen. „Der Ausbau im Wes-
ten darf nicht auf Kosten der
Qualität gehen, indem man
einfach Kindergartengruppen
für Zweijährige öffnet und den
größeren Betreuungsbedarf
der Kleinen ignoriert”, sagt
Jörg Dräger, Vorstandsmit-
glied der Stiftung.

Nordrhein-Westfalen hatte
kurz vor der Veröffentlichung
der Studie aktuelle Zahlen
nachgeschoben, um zu verhin-

dern, dass NRW zu schlecht
abschneidet. In einer Aktuel-
len Stunde im Landtag sagte
Innovationsminister Andreas
Pinkwart, dass es bald in NRW
mit 77 000 Plätzen siebenmal
mehr Plätze geben soll als zum
Ende der letzten Landesregie-
rung. „Damit könnte NRW
tatsächlich bis 2013 die Ziel-
marke erreichen”, bestätigt
Anette Stein von der Bertels-
mann-Stiftung der WAZ. Um
dann gleich einzuschränken:

„Wir reden hier nur über die
Quantität und nicht über die
Qualität der Betreuung.”

Auf die komme es aber an.
„Die Bildungschancen kleiner
Kinder hängen auch davon ab,
welche Art von Kitagruppe sie
besuchen”, weiß Jörg Dräger.
Hier schneiden Länder wie
Sachsen und Sachsen-Anhalt
exzellent ab. Jedes zweite Kind
unter drei besucht eine Grup-
pe, die nur für dieses Alter ein-
gerichtet ist. Kommentar Seite 2
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Kamen
Über 60 Jahre ziert sich die
CSU nun schon vor dem
Sprung in andere Bundes-
länder, so viel Zeit hat die
als CSU-Rebellin bekannt
gewordene Gabriele Pauli
nicht. Erst am Sonntag
gründete sie in München ih-
re „Freie Union”, gleich ges-
tern traf man sich zur Grün-
dung eines NRW-Landes-
verbandes in Kamen.

Wahrzeichen von Kamen
ist die Pauluskirche, ihr
Turm ist berühmt, weil er et-
was schräg ist. Aber das ist
nicht das Niveau, auf dem
wir hier über Politik berich-
ten wollen.

Die „Freie Union” fordert
ein bundeseinheitliches Bil-
dungssystem, mehr direkte
Demokratie und eine Neu-
ordnung der Länder. Wirk-
lich komisch sind Parteien,
die das nicht wollen. abe

Verein hält Nazis
im Knast auf Kurs

FDP will Organisation verbieten lassen. „Klebstoff” für die rechte Szene

Matthias Korfmann

Berlin. Sie hält inhaftierte Ne-
onazis auf Kurs; sie ist in sämt-
lichen deutschen Gefängnis-
sen präsent; sie gilt als eine der
einflussreichsten ultrarechten
Organisationen in Deutsch-
land: die „Hilfsgemeinschaft
für nationale politische Gefan-
gene” (HNG). Nun beantragt
die FDP-Bundestagsfraktion
das Verbot des genau 30 Jahre
alten Vereins.

„Die HNG ist wie Klebstoff
für die sonst so zerrissene und
zerstrittene rechte Szene. Sie
ist auch ein Sammelbecken für
Kader verbotener Naziorgani-
sationen”, sagt Bernd Wagner,
der Gründer der Aussteiger-
Organisation Exit, zur WAZ.
Die gefragte Dienstleistung
der HNG ist Betreuung: Wenn
sich ein Skinhead im Gefäng-
nis einsam fühlt oder speziel-
len juristischen Rat erbittet,
wenn Altnazis wie der verur-
teilte Kriegsverbrecher Erich
Priebke eine starke rechte
Schulter zum Anlehnen su-
chen, wenn einer, der sich in
der völkischen Ideologie zu-
hause fühlte, plötzlich an
Adolf Hitler zweifelt, dann ist
sie da, die HNG.

Die Mitglieder schreiben
aufmunternde Briefe, besu-
chen ihre „Kameraden” im
Knast, beseitigen aufkeimende
Zweifel, „und sie hebeln dabei
sehr erfolgreich die Bemühun-
gen aus, rechte Straftäter zu re-
sozialisieren”, erzählt auf
Nachfrage dieser Zeitung Mat-
thias Adrian, der früher selbst
ein HNG-Mitglied war und
heute Aussteiger aus der Szene
berät. Die HNG nimmt nicht
jedermann auf, sondern sucht
sich ihre Aktiven sorgfältig
aus.

200 Mitglieder bilden laut
„Exit” den harten Kern der
HNG. „Es sind Leute, die das
rund um die Uhr machen und
für die Geld kaum eine Rolle
spielt”, sagt Bernd Wagner.

Denn Spenden sprudeln of-
fenbar reichlich in die Kassen
der HNG. Die Fäden laufen in
Mainz zusammen, bei Ursula
und Curt Müller. Die beiden
Rechsextremisten sind die
Köpfe dieser Gefangeneniniti-
ative der etwas anderen Art.
„Klein, zierlich und aggressiv”
– so beschreibt Matthias Adri-
an die mehrfach vorbestrafte
und inzwischen 75 Jahre alte
Ursula Müller.

Und so funktioniert ihr Sys-
tem: In der Zeitschrift „Nach-
richten der HNG” wird jeden
Monat eine Liste von inhaf-

tierten Rechtsextremisten aus
dem In- und Ausland abge-
druckt, die Kontakt zu Gleich-
gesinnten „draußen” suchen.
Vor jeder Liste prangt ein Foto
von Rudolf Heß – für die HNG
die Symbolfigur schlechthin
des „politisch Gefangenen”.
Zu den Betreuten zählten
nach Angaben der FDP unter
anderem jene Neonazis, die an
den Brandanschlägen von
Rostock-Lichtenhagen betei-
ligt waren und der Rechtsext-
remist Kay Diesner, der wegen
Mordes an einem Polizisten
1997 zu lebenslanger Haft ver-

urteilt wurde. Der nord-
rhein-westfälische Verfas-
sungsschutz nennt auf Nach-
frage eine Besonderheit der
HNG: Sie ist nach wie vor ein
Verein, obwohl sich die rechte
Szene in den 1990er-Jahren
nach mehreren Verboten von
der Vereinsstruktur weitge-
hend verabschiedet habe.

Nun dringen die Liberalen
auf das Verbot dieser in der
Öffentlichkeit eher unbekann-
ten Organisation. Der Schwe-
riner FDP-Bundestagsabge-
ordnete Christian Ahrendt
drängt auf ein baldiges Aus für
die HNG. „Insider aus der Sze-
ne sagen, dass dieser Verein
sehr viel einflussreicher sei als
die erst im März von Bundes-
innenminister Wolfgang
Schäuble verbotene Heimat-
treue Deutsche Jugend
(HDJ).”

Zur Erinnerung: Die HDJ
konnte als rechter Jugendver-
band jahrelang rassistisches
und nationalsozialistisches
Gedankengut unter Jugendli-
chen und sogar unter kleinen
Kindern verbreiten. Verbots-
anträge für die HDJ hatten da-
mals Grüne und FDP ins Par-
lament eingebracht.

»Einflussreicher als
die Heimattreue

Deutsche Jugend«

Dringt auf ein HNG-Verbot: Christi-
an Ahrendt (FDP).

Russland zeigt Stärke

Waghalsige Stunts in der Luft und die allerneuesten Er-
rungenschaften der russischen Armee wurden jetzt auf
der Internationalen Militärflugschau in St. Petersburg
präsentiert. Unser Foto zeigt einen russischen Kampf-Jet
mit einer Funken sprühenden Vorführung vor stahlblau-
em Himmel. Foto: afp

Bedingungen
für Wiederwahl
Barrosos
Brüssel. Die Sozialdemokra-
ten im neuen Europa-Parla-
ment erhöhen den Preis für ih-
re Zustimmung zur Wieder-
wahl von Kommissionschef
José Manuel Barroso. Auf Un-
terstützung der Sozialdemo-
kraten könne Barroso nur bei
einer Abkehr von der rein
marktliberalen Politik der EU-
Zentrale rechnen, sagte Frak-
tionschef Martin Schulz.

Die Staats- und Regierungs-
chefs der 27 EU-Staaten haben
Barroso für eine zweite fünf-
jährige Amtszeit vorgeschla-
gen und würden ihn gern vor
der Sommerpause wählen las-
sen. Das komme nicht in Fra-
ge, erklärte Schulz. Die Zeit sei
viel zu knapp für die nötigen
Vorgespräche mit den Fraktio-
nen, die sich zum Teil noch gar
nicht konstituiert haben.
Christdemokraten und Libe-
rale haben allein nicht genü-
gend Stimmen für eine Wie-
derwahl Barrosos. kp

Protestbewegung
in der Defensive
Teheran. Zwei Wochen nach
der Präsidentschaftswahl im
Iran gerät die Protestbewe-
gung zunehmend in die Defen-
sive. Oppositionsführer Mir-
Hossein Mussawi erklärte am
Donnerstag, er werde von der
Führung unter Druck gesetzt,
seinen Widerstand gegen das
Wahlergebnis aufzugeben.
Der ebenfalls bei der Wahl un-
terlegene Kandidat Mehdi Ka-
rubi musste einen Trauer-
marsch zum Gedenken an die
Toten bei den Protesten vor-
erst absagen. afp

LEUTE

Affe urinierte auf
Sambias Präsidenten

Rupiah Banda Foto: Imago

Lusaka. Während einer Pres-
sekonferenz des sambischen
Präsidenten Rupiah Banda hat
der Urinstrahl eines Affen das
Staatsoberhaupt getroffen.
„Du hast meine Jacke bepin-
kelt”, entfuhr es dem über-
raschten Präsidenten vor sei-
nen Amtsräumen in der
Hauptstadt Lusaka. Etwas ge-
fasster fügte er hinzu, er werde
den Affen Oppositionsführer
Michael Sata zur Speise vor-
setzen. Danach setzte Banda
seine Ausführungen fort. afp

US-Gouverneur droht
mit Nationalgarde

David Paterson Foto: afp

New York. Der Gouverneur
von New York hat den Senato-
ren des US-Staates mit dem
Einsatz der Nationalgarde ge-
droht, sollten sie weiter keine
Gesetze verabschieden. Er
werde notfalls eine gerichtli-
che Verfügung beantragen, um
sie unter Einsatz der Soldaten
am Gang in die Sommerpause
zu hindern, sagte David Pater-
son. Zudem solle den Abge-
ordneten das Gehalt gestri-
chen werden. Das könne sehr
wohl geschehen, drohte er. rtr

Politkowskaja-Mord:
Urteil aufgehoben
Moskau. In Russland hat der
Oberste Gerichtshof den Frei-
spruch von drei Angeklagten
im Prozess um den Mord an
der regierungskritischen Jour-
nalistin Anna Politkowskaja
aufgehoben. Die Richter ord-
neten einen neuen Prozess an,
wie ein Gerichtssprecher mit-
teilte. Ein Geschworenenge-
richt hatte die Angeklagten im
Februar freigesprochen. Polit-
kowskaja war am 7. Oktober
2006 im Treppenhaus ihres
Moskauer Wohnhauses er-
schossen worden. afp

AUS DEM ANTRAG

600 Mitglieder

� Im Verbotsantrag steht, dass
die Mitgliederzahl der HNG in
den letzten zwölf Jahren of-
fenbar stark gestiegen ist:
Während es im Jahr 1997
noch 400 Mitglieder waren,
seien es derzeit rund 600.
Häufig gebe es Doppelmit-
gliedschaften mit der NPD.
Die Liberalen sind der An-
sicht, dass die Aktivitäten
der HNG den staatlichen Be-
mühungen um einen Aus-
stieg von Rechtsextremen
aus der Szene zuwider lau-
fen.

Scholz: Rentenbeiträge
werden nicht sinken
Leipzig. Die von der Bundes-
regierung geplante Senkung
der Rentenbeiträge im Jahr
2012 wird nicht kommen. Ar-
beitsminister Scholz sagte am
Donnerstag in Leipzig, auf-
grund der momentanen und
zu erwartenden wirtschaftli-
chen Entwicklung sei die Ab-
senkung der Beiträge von der-
zeit 19,9 auf dann 19,2 Prozent
„nicht mehr zu erwarten”. ddp

Integration kommt nicht voran
Bundesweite Islamkonferenz bleibt ohne greifbare Ergebnisse. Uneinigkeit unter den Muslimen

Dirk Hautkapp

Berlin. Die Islamkonferenz,
vor drei Jahren von Bundesin-
nenminister Wolfgang Schäu-
ble ins Leben gerufen, um die
Integration der Muslime in
Deutschland zu verbessern,
wird fortgesetzt und künftig
stärker mit der Länderebene
und den Städten und Gemein-
den vernetzt.

„In den vergangenen drei
Jahren haben wir das Verhält-
nis von Staat und Muslimen in
Deutschland grundlegend ver-
ändert und einen Prozess der
Integration auf den Weg ge-
bracht”, sagte der CDU-Politi-
ker gestern zum Abschluss der
letzten Sitzung des Gremiums
vor der Bundestagswahl. Es
bestehe große Einigkeit darü-

ber, so Schäuble, von diesem
Kurs nicht abzuweichen.

Während Kritiker wie der
hessische Innenminister Vol-
ker Bouffier (CDU), selbst
Konferenzteilnehmer, „greif-
bare Ergebnisse” vermissen,
glaubt die Bundesregierung
mit dem Instrument in vielen
praktischen Fragen dem Ziel

der „Akzeptanz von Vielfalt”
nähergekommen zu sein.

Im Mittelpunkt der vierten
Sitzung seit Start der Konfe-
renz im Herbst 2006 standen
die Ergebnisse einer Studie,
bei der Muslime in Deutsch-
land zum ersten Mal repräsen-
tativ zu Herkunftsländern und

Lebensgewohnheiten befragt
wurden. Danach leben rund
vier Millionen Muslime aus 49
verschiedenen Staaten in
Deutschland – mehr, als bisher
vermutetet wurde. Die aller-
meisten (über 60 Prozent) ha-
ben türkische Wurzeln. Fast
alle Muslime leben in den al-
ten Bundesländern, jeder drit-
te in NRW. Knapp die Hälfte
der Muslime besitzt einen
deutschen Pass.

Die Studie gibt auch Auf-
schluss über Details, die im-
mer wieder den Integrations-
alltag beschäftigen. Danach
bleiben wohl aus religiösen
Gründen sieben Prozent der
muslimischen Schülerinnen
dem gemeinsamen Schwimm-
unterricht in der Schule fern,
zehn Prozent fahren nie bei ei-

ner Klassenfahrt mit. Hierzu
wurden Handreichungen für
Schulen beschlossen, mit de-
nen Konflikte durch Gesprä-
che beigelegt werden sollen.

Absehbar war auch gestern
die Fortsetzung eines mass-
iven inner-muslimischen Kräf-
temessens. Während sich die
großen Verbände am Ver-
handlungstisch (Ditib, Zent-

ralrat, Islamrat) als Garanten
einer gelingenden Integration
sehen, werfen ihnen die nicht-
organisierten, meist liberalen
Muslime in der Konferenz ge-
nau das Gegenteil vor. Konse-
quenz: Der Islamrat, domi-
niert von der unter Beobach-
tung des Verfassungsschutzes
stehenden Organisation Milli
Görüs, verweigerte die Unter-
schrift unter einen Teil der
Schlusserklärung.

Innenpolitiker von FDP und
Grünen, die das Ergebnis der
Konferenz als „unterm Strich
zu dürftig” bezeichneten, sag-
ten, dass eine Fortsetzung der
Arbeit in den kommenden vier
Jahren gleichwohl nötig sei. In
dieser Zeit müsse man sich
aber auf „konkrete Reform-
projekte” verständigen.

»Akzeptanz
von Vielfalt«

Bundesinnenminister Wolfgang
Schäuble. Foto: Marco Urban

FUNDSTÜCK
SPD-Vordenker Erhard Eppler
im Polit-Magazin „Cicero” zu
einer möglichen Bundesregie-
rung aus CDU/CSU und FDP:

„Ich sähe zwar eine
schwarz-gelbe Koalition
gern verhindert. Ich fürchte
sie aber nicht. Denn sie wä-
re durch die Positionen der
FDP gezwungen, Dinge zu
tun, die nach vier Jahren ei-
ne völlig neue Konstellation
ergeben würden.”

W WBH_1 NR.146 POLITIK Freitag, 26. Juni 2009


